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N i e d e r s c h r i f t 
 über die 11/3. Sitzung 

des Jugendhilfeausschusses 
am Donnerstag, 27.05.2021 

 
Ort der Sitzung: Stadthalle, Villeneuver Straße 5, 53359 Rheinbach 
 
Beginn:  18:00 Uhr  Ende: 19:08 Uhr 

 
 

Von den Mitgliedern waren 
anwesend: 

Entschuldigt: Verwaltung / Gäste: 

Vorsitzende 
Quadflieg, Donate   
 
Ratsmitglieder (CDU) 
Sander, Ulrich   
Schneider, Joachim   
 
Ratsmitglieder (UWG) 
Specht, Dagmar   
 
Ratsmitglieder (B´90/Die Grünen) 
Hasenberg, Carolin  
ab 18:11 Uhr 
 
Sachkundige Bürger (CDU) 
Federholzner, Antonia   
 
Sachkundige Bürger (SPD) 
Limbach, Denise  
bis TOP 2 
Wagner, Eva  
Vertreterin für Frau Limbach ab TOP 3 
 
Sachkundige Bürger (UWG) 
Mosblech, Erich   
 
Stimmberechtigtes Mitglied 
Kunzelmann, Christine  
Vertretung für Herrn Thomas Arend 

Maurer, Christoph   

Stimmberechtigtes Mitglied 
Arend, Thomas   
Dörrscheidt, Maria   
Limbach, Kristian   
Spittel, Günter   
 
Beratendes Mitglied 
Banken, Ludger   
Egenberger, Pascal   
Erb-Ruck, Katrin   
Fante, Jan, Dr.   
Mathia, Detlev   
 

Fachbereichsleiter 
Rösner, Wolfgang 
 
Sachgebietsleiterin 
Peters, Inge 
 
Schriftführerin 
Pesch, Katrin 



Seite 2 von 7 

Ressel, Markus   
Schulte-Beckhausen, Kristin  

Beratendes Mitglied 
Hüllen-Veith, Ferdi   
Schmitz, Daniel   
Schwenk, Anette   
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T a g e s o r d n u n g 

zur 11/3. Sitzung des Jugendhilfeausschusses 
am Donnerstag, 27.05.2021 

TO-Punkt 
Nr. 

Beratungsgegenstand Vorlagen- 
Nr. 

A) ÖFFENTLICHE SITZUNG 

1 Anerkennung der Tagesordnung 

2 Aufhebung von Satzungen und Erlass einer neuen Satzung über die 
Erhebung von Elternbeiträgen für Kindertagesbetreuung ab dem 
01.08.2021 

BV/1535/2021 

3 Richtlinien zur Förderung der Kindertagespflege BV/1536/2021 

4 Mitteilungen des/der Vorsitzenden 

B) NICHTÖFFENTLICHE SITZUNG 

5 Mitteilungen des/der Vorsitzenden und der Verwaltung 
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A) ÖFFENTLICHE SITZUNG 
 

TOP 1 Anerkennung der Tagesordnung 
 
Die Vorsitzende Frau Quadflieg begrüßt alle Ausschussmitglieder, Mitarbeiter*Innen der Verwaltung 
und Gäste zur Sitzung des Jugendhilfeausschusses. 
 
Anschließend verpflichtet sie die stellvertretende sachkundige Bürgerin Eva Wagner (SPD). 
 
Daraufhin eröffnet die Vorsitzende Frau Quadflieg den ersten Tagesordnungspunkt. Die Einladung 
wurde form- und fristgerecht mit Schreiben vom 14.05.2021 versendet. Zudem stellt die Vorsitzende 
fest, dass der Ausschuss beschlussfähig ist.  
 
Da es keine weiteren Anmerkungen zur Tagesordnung gibt, stellt die Vorsitzende die Anerkennung 
der Tagesordnung zur Abstimmung. 
 
 

Beschluss  

 
Der Jugendhilfeausschuss erkennt die Tagesordnung an. 

 
Abstimmungsergebnis: einstimmig zugestimmt 
 

JA 11 

NEIN 0 

ENTHALTUNG 0 

 
 
 
 

TOP 2 Aufhebung von Satzungen und Erlass einer neuen Satzung über die Erhe-
bung von Elternbeiträgen für Kindertagesbetreuung ab dem 01.08.2021 

 
 

Beschluss  

 
Die Satzung der Stadt Rheinbach über die Erhebung von Elternbeiträgen für den Besuch von Tages-
einrichtungen vom 14.05.2007 – zuletzt geändert am 06.03.2017 - und die Satzung der Stadt Rhein-
bach über die Förderung der Kindertagespflege und die Erhebung von Kostenbeiträgen für die Kin-
dertagespflege vom 14.05.2007 - zuletzt geändert am 06.03.2017 - werden zum 31.07.2021 aufge-
hoben.  
Die Satzung der Stadt Rheinbach über die Erhebung von Elternbeiträgen für die Inanspruchnahme 
von Tageseinrichtungen für Kinder und Kindertagespflege wird beschlossen. Sie tritt zum 01.08.2021 
in Kraft.  
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Abstimmungsergebnis: einstimmig zugestimmt 

JA 11 

NEIN 0 

ENTHALTUNG 0 

TOP 3 Richtlinien zur Förderung der Kindertagespflege 

Zu diesem Tagesordnungspunkt erklären sich Frau Limbach (SPD) und Herr Ressel (FDP) als befangen. 

Die Vorsitzende Frau Quadflieg erläutert folgendes Vorgehen: zunächst werde man die einzelnen 
Paragraphen durchsprechen und beraten, anschließend gebe es dann die Gelegenheit Änderungsan-
träge zu stellen. Frau Limbach (SPD) wird durch Frau Wagner (SPD) vertreten. 

Zunächst erläutert der Fachgebietsleiter Hüllen-Veith, dass sich ein Fehler seitens der Verwaltung 
eingeschlichen habe. Wie in den Erläuterungen bereits richtig angegeben, soll bei § 3 Nr. 3 der Richt-
linie die Höchstsumme bei 110,00 € liegen. 

Zu § 2 Nr. 1.2 der Richtlinie schlägt die SPD vor, den wöchentlichen Betreuungsumfang auf 35 Stun-
den zu erhöhen. Damit gäbe es eine Gleichstellung der Kindertagespflegepersonen und Kindertages-
stätten. 
Fachgebietsleiter Hüllen-Veith schlägt wiederum folgende Umformulierung der Nr. 1.2 vor:  
„Bei Kindern, die das 1. Lebensjahr noch nicht vollendet haben (unter 1-jährige Kinder), wird der Be-
treuungsumfang gefördert, der sich aus dem Kindeswohl oder aus den durchschnittlich erforderli-
chen wöchentlichen Betreuungszeiten ergibt, die die Eltern/ Elternteil wegen Berufstätigkeit, Ausbil-
dung, Bildungsmaßnahme, Schulausbildung u. a. nicht selbst gewährleisten können. 

Bei Kindern, die das erste Lebensjahr vollendet, das dritte Lebensjahr aber noch nicht vollendet ha-
ben (ein- und zweijährige Kinder), haben die Eltern das Recht, die Betreuungszeit für ihre Kinder ent-
sprechend ihrem Bedarf und den im Rahmen der örtlichen Jugendhilfeplanung zur Verfügung ste-
henden Tagespflegestellen zu wählen, sofern der gewählte Betreuungsumfang nicht dem Kindeswohl 
entgegensteht.“ 

Herr Maurer (Verband Christlicher Pfadfinderinnen und Pfadfinder, Stamm Pfalzgraf Ezzo) schlägt 
eine Abstimmung vor, um ein Meinungsbild zu erhalten. Die Vorsitzende Frau Quadflieg geht diesem 
Vorschlag nach. Der Ausschuss spricht sich mehrheitlich für eine feste Begrenzung des wöchentlichen 
Betreuungsumfangs auf 35 Stunden aus. 

Bei § 2 Nr. 2.3 der Richtlinie wurden die Schließtage von Kindertagespflegepersonen an die einer 
Kindertagesstätte angeglichen. Die SPD spricht sich allerdings dagegen aus. Ein Vergleich sei hier so 
nicht möglich, da eine Kindertagespflegeperson keine Möglichkeit einer Vertretung habe. Die neue 
Regelung würde daher eine Verschlechterung für Kindertagespflegepersonen darstellen.  

Frau Schulte-Beckhausen (Carpe Diem e.V.) schließt sich dieser Meinung an. Eine Verringerung der 
Schließtage auf 27 könne unattraktiv auf künftige Kindertagespflegepersonen wirken. Es sei aller-
dings sehr wichtig, diese Attraktivität aufrecht zu erhalten. 

Die SPD schlägt daraufhin vor, die bisherige Regelung der 30 Schließtage beizubehalten. 
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Ratsherr Schneider (CDU) spricht sich gegen diesen Vorschlag aus. Es gebe hier einen Widerspruch, 
da bei § 2 Nr. 1.2 der Richtlinie die Gleichsetzung von Kindertagespflegepersonen und Kindertages-
stätten gefordert wurde. Daher solle auch hier die Gleichsetzung auf 27 Schließtage erfolgen. 

Herr Maurer (Verband Christlicher Pfadfinderinnen und Pfadfinder, Stamm Pfalzgraf Ezzo) spricht 
sich ebenfalls für den Vorschlag der Verwaltung und Ratsherrn Schneider (CDU) aus.  

Herr Schmitz (Jugendamtselternbeirat) spricht sich allerdings für 30 Schließtage aus. Es sei aus seiner 
Sicht wichtiger, die Attraktivität der Tätigkeit als Kindertagespflegeperson aufrecht zu erhalten. 

Bei § 2 Nr. 2.1 schlägt Frau Schulte-Beckhausen (Carpe Diem e.V.) vor, die Anforderung eines polizei-
lichen Führungszeugnisses auszuweiten in ein qualifiziertes polizeiliches Führungszeugnis. Die Ver-
waltung nimmt diesen Hinweis gerne entgegen und wird die Anforderung entsprechend anpassen. 

Da es keine weiteren Beratungspunkte zur Richtlinie gibt, können nun formell die Änderungsanträge 
eingebracht werden.  

Zu § 2 Nr. 1.2 der Richtlinie beantragt Frau Wagner (SPD), den wöchentlichen Betreuungsumfang auf 
35 Stunden zu erhöhen. Die Vorsitzende Frau Quadflieg lässt darüber abstimmen. 

Abstimmungsergebnis: einstimmig zugestimmt 

JA 11 

NEIN 0 

ENTHALTUNG 0 

Zu § 2 Nr. 2.3 der Richtlinie beantragt Frau Wagner (SPD), die Schließtage der Kindertagespflegeper-
sonen auf 30 Tage anzuheben. Die Vorsitzende Frau Quadflieg lässt über den Änderungsantrag ab-
stimmen. 

Abstimmungsergebnis: mehrheitlich abgelehnt 

JA 3 

NEIN 6 

ENTHALTUNG 2 

Anschließend lässt die Vorsitzende Frau Quadflieg über die gesamte Richtlinie inklusive der Änderung 
des § 2 Nr. 1.2 abstimmen. 

Beschluss 

Der Jugendhilfeausschuss der Stadt Rheinbach stimmt den Richtlinien der Stadt Rheinbach in der als 
Anlage beigefügten Version zur Förderung der Kindertagespflege zu. Die Richtlinien gelten ab dem 
01.08.2021. 
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Abstimmungsergebnis: einstimmig zugestimmt 

JA 10 

NEIN 0 

ENTHALTUNG 1 

TOP 4 Mitteilungen des/der Vorsitzenden 

Fachgebietsleiter Hüllen-Veith berichtet, dass am 12.05.2021 die neue Reform des SGB XIII erschien. 
Diese umfasse viele wichtige Themenbereiche, die auch für den Jugendhilfeausschuss von Bedeutung 
seien. Eine Änderung gibt er bereits schon an die Ausschussmitglieder weiter: ab 2028 sei die Kinder- 
und Jugendhilfe auch für behinderte Kinder zuständig. 

Da es keine weiteren Mitteilungen gibt, schließt die Vorsitzende Frau Quadflieg die öffentliche Sit-
zung. 

B) NICHTÖFFENTLICHE SITZUNG

TOP 5 Mitteilungen des/der Vorsitzenden und der Verwaltung 

Da es keine Mitteilungen im nichtöffentlichen Teil der Sitzung gibt, bedankt sich die Vorsitzende Frau 
Quadflieg bei allen Anwesenden und schließt daraufhin die Sitzung. 

Rheinbach, den 17.06.2021 

gezeichnet 
Donate Quadflieg 

gezeichnet 
Katrin Pesch  

Vorsitzende Schriftführerin 



Richtlinien der Stadt Rheinbach zur Förderung von Kindern in Kindertagespflege gemäß §§ 23, 24 
SGB VIII gültig ab 01.08.2021

§ 1 Kindertagespflege

Die Förderung der Kindertagespflege gemäß § 23 SGB VIII ist eine Leistung der öffentlichen Jugendhilfe. 
Sie umfasst die Vermittlung des Kindes zu einer geeigneten Kindertagespflegeperson, soweit diese 
nicht von der erziehungsberechtigten Person nachgewiesen wird, die fachliche Beratung, Begleitung 
und weitere Qualifizierung und die Gewährung einer laufenden Geldleistung an die 
Kindertagespflegeperson.

§ 2 Fördervoraussetzungen

1. Anforderung an die Erziehungsberechtigten

1.1 Für ein Kind, dass das erste Lebensjahr noch nicht vollendet hat, ist Voraussetzung für die 
Gewährung von Leistungen nach diesen Richtlinien, dass die Erziehungsberechtigten oder der 
Erziehungsberechtigte, bei dem das Kind lebt,

• ihren Hauptwohnsitz innerhalb des Stadtgebietes Rheinbach haben/ hat und

• einer Erwerbstätigkeit nachgehen, eine Erwerbstätigkeit aufnehmen oder arbeitssuchend 
sind oder

• sich in einer beruflichen Bildungsmaßnahme, in der Schulausbildung oder 
Hochschulausbildung befinden oder

• an Maßnahmen zur Eingliederung in Arbeit im Sinne des Vierten Gesetzes für moderne 
Dienstleistungen am Arbeitsmarkt teilnehmen oder

• diese Leistung für die Entwicklung des Kindes zu einer eigenverantwortlichen und 
gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit geboten Ist.

Der Umfang der täglichen Förderung richtet sich nach dem individuellen Bedarf.

1.2 Bei Kindern, die das erste Lebensjahr vollendet, das dritte Lebensjahr aber noch nicht vollendet 
haben (ein- und zweijährige Kinder), wird ein Betreuungsumfang von bis zu 35 Stunden wöchentlich 
anerkannt und gefördert.
Bei einem beantragten Betreuungsumfang von über 35 Stunden wöchentlich für ein- und zweijährige 
Kinder oder für Kinder, die das erste Lebensjahr noch nicht vollendet haben (unter einjährige Kinder), 
wird der Betreuungsumfang gefördert, der sich entweder aus dem Kindeswohl oder aus den 
durchschnittlich erforderlichen wöchentlichen Betreuungszeiten ergibt, die die Eltern/ Elternteil 
wegen Berufstätigkeit, Ausbildung, Biidungsmaßnahme, Schulausbildung u. ä. nicht selbst 
gewährleisten können.

1.3 Kinder vom vollendeten dritten Lebensjahr bis zum Schuleintritt
Ein Kind, das das dritte Lebensjahr voiiendet hat, hat bis zum Schuieintritt Anspruch auf Förderung in 
einer Tageseinrichtung. Bei besonderem Bedarf oder ergänzend zu anderen Betreuungsangeboten 
können Kinder von drei Jahren bis zum Schuleintritt auch in Kindertagespflege gefördert werden.

1.4 Kinder im schulpflichtigen Alter
Eine finanzielle Förderung in Kindertagespflege für Grundschulkinder kommt ausnahmsweise nur 
dann in Betracht, wenn die Aufnahme in schulische Ganztagsangebote nicht möglich ist. In diesem 
Fall kann eine Förderung bis zum Beginn des neuen Schuljahres gewährt werden. Voraussetzung

Anlage zu TOP 3



hierfür ist der Nachweis, dass das Kind zum beantragten Zeitpunkt nicht berücksichtigt werden 
konnte.

1.5 Der bestehende Betreuungsbedarf und der gewünschte Betreuungsumfang sollen, gemäß § 5 
KiBiz, spätestens sechs Monate vor dem Tag, ab dem die Betreuung in Anspruch genommen werden 
soll, schriftlich beim Jugendamt angemeldet werden.

2. Anforderungen an die Kindertagespfiegeperson

2.1
Kindertagespflegepersonen müssen die In § 23 Abs. 3 SGB VIII festgeschriebenen Eignungskriterien 
erfüllen. Sie bedürfen der Pflegeerlaubnis, wenn die Kriterien gemäß § 43 SGB VIII vorliegen. Ab dem 
Kindergartenjahr 2022/2023 müssen Kindertagespflegepersonen, die erstmalig diese Tätigkeit 
aufnehmen, über eine QHB-Qualifikation im Umfang von 300 Stunden nach DJi-Curriculum 
(Deutsches Jugendinstitut) verfügen.
Die Erteilung der Pflegeerlaubnis erfolgt ergänzend durch eine Eignungsüberprüfung mittels:

• Auswertung der Bewerbungsbögen

• Hinzuziehung der erweiterten polizeilichen Führungszeugnisse aller im Haushalt 
lebenden erwachsenen Personen

• Ärztlicher Atteste zum Ausschluss von Suchtabhängigkeit, psychischer Erkrankung und 
ansteckenden Krankheiten von allen im Haushalt lebenden erwachsenen Personen

• im persönlichen Gespräch, sowie Begutachtung der Räumlichkeiten und

• dem Nachweis der Qualifizierung und der Absolvierung eines 1. Hilfe-Kurses für Kinder 
unter drei Jahren

2.2
Die Kindertagespfiegeperson ist verpflichtet, die Fachberatung oder ihre Vertretung unverzüglich 
über wichtige Ereignisse, die für die Betreuung des oder der Kinder bedeutsam sind, zeitnah zu 
unterrichten.
2.3
Im Fall der Schließung der Tagespflegestelle (z. B. durch Urlaub) besteht ein Anspruch auf die 
finanzielle Förderung für maximal 27 Tage inklusive Fortbildungszeiten im Kalenderjahr. Eine 
Übertragung ins Folgejahr ist nicht möglich. Die Kindertagespfiegeperson ist im Rahmen der 
Gewährung einer öffentlichen Förderung verpflichtet, der Fachberatung bis zum 31.01. eines Jahres, 
eine Übersicht über die Schließtage der Tagespflegestelle für das laufende Kalenderjahr einzureichen.
2.4
Die Kindertagespfiegeperson hat die Pflicht ihren ausreichenden Impfschutz oder die Immunität 
gegen Masern dem Jugendamt vor Aufnahme ihrer Tätigkeit nachzuweisen.
2.5
Seitens der Kindertagespfiegeperson ist während der Ausübung ihrer Tätigkeit der Nachweis über die 
Teilnahme an fachlichen Weiterbildungsangeboten in Höhe von 12 Unterrichtsstunden pro 
Kalenderjahr zu führen. Zusätzlich nachgewiesene Fortbildungsstunden können einmalig in das 
Folgejahr übertragen und angerechnet werden. Kfndertagespflegepersonen, die ihrer 
Weiterbildungsverpflichtung nicht nachkommen, können bis zur Nachholung der Stunden von der 
Vermittlung ausgeschlossen werden.
Die Teilnahme an zwei Tagespflegetreffen im Jahr ist grundsätzlich verpflichtend. Werden hierbei



Fachthemen behandelt, können diese auf die Fortbildungsstunden angerechnet werden.
2.6
Bei Betreuung von Kindern mit Behinderung oder drohender Behinderung muss eine 
Kindertagespflegeperson gemäß § 24 Abs. 4 KiBiz über eine zusätzliche Qualifikation verfügen oder 
mit einer solchen zur Übernahme der Betreuung begonnen haben.
2.7
Alle Kindertagespflegepersonen müssen mit dem Jugendamt der Stadt Rheinbach eine Vereinbarung 
zur Sicherstellung des Schutzauftrages bei Gefährdung des Wohls eines Kindes schließen.

§ 3 Förderung

1. Die laufende Geldleistung an die Kindertagespflegeperson umfasst gemäß § 23 Abs. 2 SGB VIII:

• die Erstattung angemessener Kosten, die der Kindertagespflegeperson für den Sachaufwand 
entstehen,

• einen Betrag zur Anerkennung ihrer Förderleistung, der leistungsgerecht zu gestalten ist,

• die Erstattung nachgewiesener Aufwendungen für Beiträge zu einer Unfallversicherung sowie
die hälftige Erstattung nachgewiesener Aufwendungen zu einer angemessenen
Alterssicherung der Kindertagespflegeperson und

• die hälftige Erstattung nachgewiesener Aufwendungen zu einer angemessenen
Krankenversicherung und Pflegeversicherung und wird auf Antrag gewährt.

2. Der Fördersatz für Kindertagespflege wird auf der Basis einer leistungsgerechten Anerkennung der 
Förderungsleistung der Kindertagespflegeperson berechnet. Der Betreuungssatz von 5,50 € je Stunde 
setzt sich aus einer Pauschale für die Sachkosten {1,90 € / Stunde) und einem Anerkennungsbetrag der 
Förderleistung (3,60 € / Stunde) zusammen. Auf die beiliegende Tabelle, die Bestandteil der Richtlinie 
ist, wird verwiesen.

Die Pauschale für Sachkosten wird auf Antrag um die Hälfte der Mietkosten (Kaltmiete) erhöht, wenn 
durch Anmietung oder Nutzung von Räumen im Stadtgebiet Rheinbach, die ausschließlich für die 
Kindertagespflege verwendet werden, erhöhte Sachkosten entstehen. Werden Räume Im Eigentum 
ausschließlich für die Betreuung von Kindern genutzt, beträgt die Erstattung die Hälfte analog der in 
der DVO zum KiBiz empfohlenen Mietkosten. Als Nachweis ist die Kopie des Mietvertrags dem Antrag 
beizufügen. Die höchstmöglich gewährte Förderung der Miete beträgt 300 Euro pro Monat.

3. Für Zeiten, die zusätzlich zur unmittelbaren Betreuung des Kindes anfallen, wird eine monatliche 
Bildungs- und Betreuungspauschale je Kindertagespflegeperson gewährt. Diese beträgt für 
Kindertagespflegepersonen, die ihren Wohnsitz in Rheinbach haben, 70 € für das erste betreute Kind 
und zusätzlich 10 € für jedes weitere betreute Kind, der Höchstbetrag je Kindertagespflegeperson 
beträgt 110 €. Berücksichtigt wird die Betreuung von Kindern, die ihren Wohnsitz in Rheinbach haben. 
In dieser Pauschale ist die Vergütung der Vor- und Nachbereitungszeit, sowie der 
Bildungsdokumentation enthalten.

4. Eine private Zahlung der Eltern an die Kindertagespflegepersonen zusätzlich zur laufenden 
Geldleistung des Jugendamtes, ausgenommen eines möglichen angemessenen Entgeltes für 
Mahlzeiten, ist gesetzlich untersagt.

5. Der Förderbeitrag wird jeweils zum neuen Kindergartenjahr gemäß § 37 KiBiz erhöht und auf volle 
Eurobeträge aufgerundet.



6. Die Förderung eines nachgewiesenen höheren Betreuungsbedarfs wird pauschal entsprechend dem 
benötigten nachgewiesenen Betreuungsumfang festgesetzt (siehe Tabelle). Dieser ergibt sich aus den 
durchschnittlichen wöchentlichen Betreuungszeiten, wobei in der Regel eine Betreuung zwischen 6.00 
und 21.00 Uhr berücksichtigt wird. Kurze Unterbrechungen der Betreuungszelten, z.B. Krankheit der 
Tagespflegekinder oder der Kindertagespflegeperson, Urlaub sowie kurzzeitig auftretende Über- oder 
Unterschreitungen der Betreuungszeiten, sind im Rahmen der pauschalen Berechnung abgegolten. 
Wird ein geringerer Betreuungsumfang in Anspruch genommen, wird die Förderung entsprechend 
gekürzt. Für Kinder mit festgestelltem, erhöhtem Förderbedarf kann im Einzelfall ein zusätzlicher 
Förderbetrag zur Deckung der Mehraufwendungen gezahlt werden.

7. Der Anspruch auf finanzielle Förderung besteht auch im Krankheitsfall bis zu einer Dauer von 
maximal sechs Wochen im Jahr. Dies gilt sowohl für eine krankheitsbedingte Abwesenheit des Kindes, 
als auch für die krankheitsbedingt nicht erbrachte Leistung der Kindertagespflegeperson.

8. Eine Eingewöhnungszeit von bis zu zwei Wochen im Beisein einer Bezugsperson wird als 
förderungswürdig anerkannt. Findet sie statt bevor das Kind das erste Lebensjahr vollendet, wird eine 
Pauschale von 120 € festgesetzt.

9. Wird bei Erkrankung der Kindertagespflegeperson eine Vertretung durch eine andere 
Kindertagespflegeperson geleistet, erhält auch die Vertretungsperson auf Antrag die entsprechende 
Geldleistung. Die Kindertagespflegepersonen haben neben der Vernetzung von 
Kindertagespflegestellen untereinander auch die Möglichkeit, die Vertretung über vorgehaltene 
Freihalteplätze in Anspruch zu nehmen. Für freigehaltene Plätze wird durchgehend eine 
Freihaltepauschale von monatlich 100 Euro gezahlt. Zusätzlich zu dieser Freihaltepauschale wird die 
tatsächlich geleistete Vertretungszeit vergütet. Nur bei vollen Monaten Vertretungszeit entfällt die 
Freihaltepauschale.

10. Vertretungen während des Urlaubs und Fortbitdungsmaßnahmen der Kindertagespflegeperson 
sind in der Regel ausgeschlossen, Uriaubszeiten sollen frühzeitig geplant und den Eltern mitgeteilt 
werden.

11. Erfolgt die Betreuung im Haushalt der Eltern des Kindes, reduziert sich die Geldleistung wegen nicht 
anfallender Sachkosten auf die Anerkennung der Förderleistung Je betreutes Kind und wöchentlichen 
Betreuungsstunden (siehe Tabelle).

12. Die Förderung der Kindertagespflege (Sachaufwand und Anerkennung der Förderleistung) sowie 
die Erstattung der Beiträge für Unfallversicherung, Alterssicherung, Krankenversicherung und 
Pflegeversicherung erfolgen monatlich. Die Förderanträge sind spätestens sechs Wochen vor 
Betreuungsbeginn vollständig einzureichen. Eine rückwirkende Gewährung der Förderleistung ist 
ausgeschlossen. Beginnt oder endet das Tagespflegeverhältnis innerhalb eines laufenden 
Kalendermonats, werden die Förderung des Sachaufwandes und die Anerkennung der Förderleistung 
anteilig auf der Grundlage der geleisteten Betreuungstage berechnet.

13. Nachgewiesene Leistungen für die Unfallversicherung werden entsprechend dem gesetzlich 
vorgeschriebenen Beitrag für die Unfallversicherung der Berufsgenossenschaft für Gesundheits- und 
Wohlfahrtspflege anerkannt.

14. Nachgewiesene Leistungen für die angemessene Aiterssicherung werden entsprechend dem 
hälftigen Beitrag der gesetzlichen Rentenversicherung anerkannt.

15. Nachgewiesene Aufwendungen zu einer angemessenen Krankenversicherung und 
Pflegeversicherung werden entsprechend dem hälftigen Beitrag der gesetzlichen Krankenversicherung 
anerkannt.



16. Leistungen nach Abs. 13, 14 und 15 werden den Kindertagespflegepersonen gewährt, die ihre 
Tätigkeit im Zuständigkeitsbereich des Jugendamtes der Stadt Rheinbach ausüben oder ausschließlich 
Kinder aus Rheinbach betreuen. Die Gewährung erfolgt monatlich einmal je Kindertagespflegeperson 
für den Zeitraum, in dem ein oder mehrere Tagespflegeverhältnisse bestehen.

17. Qualifizierung: Bei erfolgreicher Absolvierung der Qualifikation nach dem kompetenzorientierten 
Qualifizierungshandbuch Kindertagespflege (QHB) wird der Kindertagespflegeperson auf Nachweis der 
Zuschuss des Landes in Höhe von maximal 2.000,00 € gewährt. Unterschreiten die Kosten die Höhe 
des Zuschusses, werden die tatsächlichen Kosten zu Grunde gelegt.

18. Wechselt ein Kind in eine Kindertagesstätte, endet die Förderung der Kindertagespflege 
gleichzeitig. Eine doppelte Förderung ist nicht möglich {§ 24 Abs. 1 Satz 2 KiBiz).

§ 4 Elternbeitrag

Für die Inanspruchnahme der finanziellen Förderung von Kindern in der Kindertagespflege wird gemäß 
§ 51 Abs. 1 KiBiz von den Erziehungsberechtigten ein pauschalisierter, öffentlich-rechtlicher 
Kostenbeitrag (Elternbeltrag) erhoben. Die Erhebung des Kostenbeitrages erfolgt aufgrund der 
„Satzung der Stadt Rheinbach über die Erhebung von Beiträgen für die Inanspruchnahme von 
Tageseinrichtungen für Kinder und für die Kindertagespflege" in der jeweils geltenden Fassung.

§ 5 Inkrafttreten

Diese Richtlinien treten zum 01.08.2021 in Kraft.
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